
In diesem Jahr ergeben sich 
grundlegende Änderungen 
im Datenschutzrecht. Ab 

dem 25. Mai 2018 gilt die EU-
Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO). Damit soll ein einheit-
licher Datenschutzstandard in 
Europa geschaffen werden. Die 
bislang unterschiedlichen natio-
nalen Bestimmungen werden im 
Sinne einer Vollharmonisierung 
abgelöst und in wesentlichen 
Punkten durch neue Vorschrif-
ten ersetzt.

Der deutsche Gesetzgeber hat 
parallel dazu ein neues Daten-
schutzgesetz (BDSG n.F.) ver-
abschiedet, das ebenfalls zum 
25. Mai 2018 in Kraft tritt und 
an die Stelle des aktuell noch 
gültigen Datenschutzgesetzes 
(BDSG) tritt.

Der wesentliche strukturelle Un-
terschied zur bisherigen Rechtsla-
ge besteht darin, dass die DSGVO 
unmittelbare Wirkung in allen EU-
Mitgliedsstaaten entfaltet und na-
tionale Regelungen nur noch dann 
zulässig sind, wenn die DSGVO 
ausdrücklich eine entsprechende 
Öffnungsklausel enthält. 

Anbei werden exemplarisch 
vier umzusetzende Maßnah-
men aufgelistet. Diese Auflis-
tung ist nicht vollständig und 
stellt nur eine Auswahl dar:

Benennung eines 
 Datenschutzbeauftragten

Neu ist mit der DSGVO die ver-
pflichtende Benennung eines 
Datenschutzbeauftragten an die 
zuständigen Behörden. Diese 
Meldung hat zwingend bis zum 
25. Mai 2018 zu erfolgen. 

Gemäß § 38 BDSG n.F. ist ein Da-
tenschutzbeauftragter zu benen-
nen, soweit in der Regel mindes-
tens zehn Personen ständig mit 
der automatisierten Verarbeitung 
personenbezogener Daten im Un-
ternehmen beschäftigt sind. Aber 
selbst, wenn kein Datenschutzbe-
auftragter zu benennen ist, sind 
die datenschutzrechtlichen Vor-
gaben selbstverständlich trotz-
dem einzuhalten.

Meldung von Datenpannen

Neu ist ebenfalls die Verpflich-
tung, Datenpannen innerhalb von 
72 Stunden nach Bekanntwerden 
der Datenpanne an die zuständige 
Aufsichtsbehörde zu melden. Hier 
ist es vor allem wichtig, dass die 
Mitarbeiter hierfür sensibilisiert 
werden und diese auch wissen, 
wie die Meldungen zu erfolgen 
haben.

Interessant wird hier sein, wie 
die Aufsichtsbehörden mit den 
Meldungen umgehen werden. 
Eine Datenpanne liegt bereits 
vor, wenn eine E-Mail an einen 
Kunden versehentlich an einen 
falschen E-Mail-Empfänger ver-
sendet wird. Geht man davon 
aus, dass jede Datenpanne ge-

meldet wird, fragt sich, wie die 
Prüfung und Priorisierung der 
Fälle vorgenommen werden soll. 
Die Meldungen lassen Individu-
altexte zu und können somit nicht 
automatisiert gefiltert werden. Ich 
wage zu bezweifeln, dass genü-
gend Mitarbeiter für die Prüfung 
der Datenpannen vorhanden sind.

Auftragsdatenverarbeitung 
regeln

Wenn Sie über einen externen 
Dienstleister automatisiert Daten 
verarbeiten lassen (z. B. Akten-

vernichter, Entsorgung Hard-
ware, Online-Datensicherung, 
Web-Hosting, Online-Visitenkar-
tendruck) ist bei der Auftrags-

datenverarbeitung nach Art. 28, 
29 DSGVO weiterhin ein Auftrags-
verarbeitungsvertrag nötig. Die-
ser muss schriftlich oder in einem 
elektronischen Format vorliegen. 
Den Auftragsverarbeiter treffen 
zahlreiche neue Pflichten, wie z. B. 
die Pflicht zur Einrichtung eines 
Verfahrensverzeichnisses (§ 30 
Abs. 2 DSGVO) oder die Pflicht zur 
Durchführung technischer und or-
ganisatorischer Maßnahmen und 
zur Bestellung eines Datenschutz-
beauftragten (Art. 32, 37 DSGVO). 
Ohne diesen Vertrag dürfen Sie 
keine personenbezogenen Daten 
zur Auftragsverarbeitung über-
lassen.

Verzeichnis der 
 Verarbeitungstätigkeiten

Jedes Unternehmen, das „nicht 
nur gelegentlich“ Daten verarbei-
tet, muss nach Art. 30 Abs. 1, 3 
DSGVO ein sogenanntes schrift-
liches oder elektronisches Ver-
fahrensverzeichnis führen; das 

ist nicht neu. Neu ist, dass diese 
Pflicht nicht dem Datenschutzbe-
auftragten obliegt, sondern dem 
„Verantwortlichen“ i. S. des Art. 4 
Abs. 1 Nr. 7 DSGVO, weshalb diese 
Pflicht künftig dem Vorstand oder 
Geschäftsführer (also dem Ver-
tretungsorgan) zufällt. Erst wenn 
bekannt ist, in welche Prozesse 
personenbezogene Daten einge-
bunden sind (Datenerhebung), 
warum das passiert (Datenspar-
samkeit) und wer darauf Zugriff 
hat (Datenzugriff), können die An-
forderungen der DSGVO an diese 
Verarbeitungsprozesse sowie die 
Rechte der Betroffenen zielfüh-
rend umgesetzt werden.

Anhand dieser kleinen Auswahl 
wird deutlich, wie tief die neue 
DSGVO in die täglichen Prozes-
se eines jeden Unternehmens 
eingreift. Sofern noch nicht ge-
schehen, machen Sie sich bitte 
schnellstmöglich mit dieser The-
matik vertraut. Denn auch die 
Bußgelder bei Verstößen sind mit 
bis zu 20 Mio. EUR oder 4 Prozent 
des Jahresumsatzes deutlich er-
höht worden.  $
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